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A N Z E I G E

■■ Hans-Georg Ehrhart

Der Realismus ist eine Denk-
schule in den internationalen 
Beziehungen, die einem ein-
fachen Weltbild folgt. Sie ver-
tritt die Auffassung, die Staa-

ten streben nach Sicherheit durch militäri-
sche Stärke, weil sie in einer anarchischen 
Welt existieren, in der jeder des anderen 
potenzieller Wolf sein kann. Also gilt es, 
stark zu sein, um die eigenen Interessen 
gegebenenfalls auch militärisch durchset-
zen zu können. Das kann zwar zu Rüs-
tungswettläufen und zu einer Fehlallokati-
on von Ressourcen führen, die dann – etwa 
im Gesundheitssystem – fehlen, räumen 
die Anhänger dieser Weltanschauung ein, 
aber sicher ist sicher.

Dieses Denken spiegeln die neuesten 
Zahlen zur Entwicklung der weltweiten 
Rüstungsausgaben wider, die das Stockhol-
mer Friedensforschungsinstitut SIPRI 
jüngst veröffentlicht hat. Danach stecken 
die Staaten immer mehr Geld in die Rüs-
tung. 2020 waren es fast unglaubliche zwei 
Billionen Dollar. Unter den 15 führenden 
Staaten war Deutschland das Land mit der 
stärksten Steigerung: satte zehn Prozent 
auf insgesamt 49,3 Milliarden Dollar. Uner-
reichbarer Spitzenreiter sind die Vereinig-
ten Staaten mit 740 Milliarden Dollar, ge-
folgt von China (261), Indien (71,1), der Rus-
sischen Föderation (65,1), Saudi-Arabien 
(61,9) und Frankreich (50,1). 

Krieg gegen Corona?
Es ist schon seltsam: Die globale Corona-
Pandemie legt vielerorts gravierende Män-
gel der Gesundheitssysteme so offen, dass 
sie keiner mehr übersehen kann. Die Si-
cherheit, ja das Leben der Bürger ist direkt 
gefährdet, zuweilen verloren, die soziale 
Existenz wird infrage gestellt, die Wirt-
schaft muss so stark heruntergefahren 
werden, dass es lange brauchen wird, Fol-
geschäden zu bewältigen – und was folgt 
daraus? Wann, wenn nicht jetzt, sollte Si-
cherheit anders gedacht werden als bisher?

Stattdessen trommeln die selbst ernann-
ten Realisten für das nächste Gefecht. Der 
eine verbreitet, dass Deutschland ange-
sichts der unzuverlässigen US-Sicherheits-
politik sich möglicherweise eine nationale 
atomare Option verschaffen müsse. Ein 
anderer beschwichtigt, dass das wohl 
(noch?) nicht möglich sei, kritisiert aber 

die mangelnde Strategiefähigkeit einer an-
geblich postmodernistischen Außen- und 
Sicherheitspolitik Berlins. Manche Exper-
ten plädieren vehement dafür, die Verteidi-
gungslasten auf zwei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts zu erhöhen sowie endlich 
eine „realistische“, an „tatsächlichen Bedro-
hungen“ orientierte Politik zu verfolgen. 

Michael Rühle, stellvertretender Leiter 
der Politischen Planungseinheit im Kabi-
nett des NATO-Generalsekretärs, will ange-
sichts der Corona-Krise gar einen neuen 
Gesellschaftsvertrag. Darin sollte neben 
den altbekannten Prinzipien der Abschre-
ckung und Verteidigung die neue Fähigkeit 
der Resilienz treten – also der gesellschaft-
lichen Widerstandsfähigkeit. Wurde der 
Begriff Resilienz zuletzt wegen hybrider 
Bedrohungen benutzt, die man Russland 
anlastete, hat er jetzt im Kampf gegen das 
Coronavirus erst recht Konjunktur. Da 
überrascht es kaum, dass die künftige Si-
cherheitspolitik im Kontext einer „Gesamt-
verteidigung“ gedacht wird. Das sich dar-
auf berufende Konzept stammt aus der Zeit 
des Kalten Krieges und bindet militärische 
Verteidigung gegen einen äußeren Feind 
an eine zivile Verteidigung, die nicht mili-
tärischer Natur ist.

Ihr wurden einst drei Aufgaben zugewie-
sen: Krisenbewältigung, Unterstützung der 
militärischen Einsatzbereitschaft und Be-
völkerungsschutz bei einem Angriff von 
außen. Nach dem Ende des Kalten Krieges 
spielte sie keine große Rolle mehr. Erst mit 
den Terroranschlägen von 2001 und dem 
Oderhochwasser von 2002 entwickelten 
Bund und Länder eine neue Strategie zum 
Schutz der Bevölkerung durch Großscha-
densereignisse. Angesichts einer veränder-
ten Bedrohungslage wurde 2016 die „Kon-
zeption Zivile Verteidigung“ verabschiedet. 
Diese denkt Zivilverteidigung wieder stär-
ker im Sinne von Gesamtverteidigung.

Mehr als bedenklich erscheint es nun 
aber, wenn die durch das Coronavirus her-

vorgerufenen schweren Herausforderun-
gen in einen verteidigungspolitischen Kon-
text gestellt und dadurch gewissermaßen 
instrumentalisiert werden. Ähnlich wie bei 
der falschen Behauptung, wir führten einen 
„Krieg gegen das Virus“, geht es nicht um 
Gesamtverteidigung, sondern darum, eine 
Pandemie zu bewältigen, also um gesund-
heitliche Prävention und Fürsorge.

Noch bedenklicher ist das mantraartige 
Verlangen nach noch mehr Rüstung in ei-
ner Zeit, in der das deutsche Verteidigungs-
budget seit fünf Jahren unablässig steigt 
und die internationalen Rüstungskosten 
nur eine Richtung kennen: nach oben. Zu-
gleich steigen aber auch die Kosten für die 
Bewältigung der Corona-Krise in unvor-
stellbare Höhen. So hat allein die Bundes-
regierung ein Hilfspaket von zunächst 1,2 
Billionen Euro verabschieden müssen, um 
die ärgste Not zu mildern. Auch die EU ar-
beitet an einem Finanzfonds in Billionen-
höhe. Der weltweite Unterstützungsbedarf 
dürfte noch um einiges größer sein und ist 
nicht endgültig kalkulierbar. 

Falsche Realisten
Weil all das bezahlt werden muss, wird es 
zu Zielkonflikten und Verteilungskämpfen 
kommen. Darum ist es ratsam, die einge-
fahrenen Routinen der klassischen Sicher-
heitspolitik der falschen Realisten zu über-
winden und sich stattdessen einem durch 
die Corona-Krise erneut vor Augen geführ-
ten neuen Realismus zu stellen: der Not-
wendigkeit, viel mehr für menschliche Si-
cherheit zu tun. Das Konzept stammt aus 
den 1990ern und wurde maßgeblich im 
Umfeld der Vereinten Nationen entwickelt. 

Demnach umfasst Sicherheit nicht nur 
den Schutz vor physischer Gewalt, sondern 
auch vor weiteren Bedrohungen wie Um-
weltzerstörung, Krankheit, Armut und 
wirtschaftlichem Niedergang. Es handelt 
sich um einen kooperativen, friedenspoliti-
schen und präventiven Ansatz, in dessen 
Fokus das Wohl der Menschen steht und 
nicht das machtpolitische Interesse des 
Staates, wie es die falschen Realisten im-
mer wieder verkünden. Mehr menschliche 
Sicherheit ist die angemessene Friedens-
strategie für die Covid-19-Welt, für die da-
nach erst recht.

Hans-Georg Ehrhart ist Senior Research 
Fellow am Institut für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik Hamburg

Zum nächsten Gefecht
Aufrüstung Sicherheit müsste in dieser Krise neu gedacht werden. Das Gegenteil geschieht

■■ Jan Opielka

Reift jetzt die Entscheidung heran, 
ob Polen demokratisch bleibt oder 
bald vollends von einem neuen 

Autoritarismus beherrscht wird? Es keimt 
die Hoffnung auf Ersteres oder zumindest 
darauf, dass die rechtskonservative Regie-
rung, geführt von der Partei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS), diesmal nicht unbe-
schadet davonkommt. Am vergangenen 
Sonntag sollte turnusgemäß eine Präsi-
dentenwahl stattfinden – PiS-Chef 
Jarosław Kaczyński wollte es so trotz ärzt-
licher Warnungen wegen Covid-19, trotz 
des Widerstandes von Oppositionspoliti-
kern und Juristen, trotz des faktischen 
Ausnahmezustands. Andrzej Duda sollte 
unbedingt im Amt bleiben. Der Präsident 
hat im polnischen Regierungssystem 
nicht zu unterschätzende Befugnisse, er 
kann Gesetze blockieren. Mit einem 
Amtsinhaber der Opposition würde die 
PiS schwerlich Kurs halten können. Dies 
galt es zu verhindern und der Maxime zu 
folgen: Je früher die Wahl, desto besser 
die Chancen für Duda.

Weil klar war, dass es keine Abstim-
mung nach gewohntem Muster geben 
konnte, ließ Kaczynski ein haarsträuben-
des Briefwahlgesetz durch das Parlament 
drücken, bei dem der Post quasi die Rolle 
der staatlichen Wahlkommission zufiel. 
Die Gesetzesnovelle enthielt skandalös 
verfassungswidrige Details und geriet 
zum Offenbarungseid. Kaczyński hatte als 
informeller Staatschef in dem strikten 
Willen, Macht zu erhalten und auszubau-
en, schlicht überzogen. Vielleicht brach-
ten ihn das ungarische Muster und die 
Aussicht auf ein Regieren ohne Parla-
ment um das nötige Urteilsvermögen. So 
war es fast folgerichtig, dass ihm nicht 
Epidemiologen und Juristen Einhalt ge-
boten, sondern ein Kleinkoalitionär ihn 
straucheln ließ. Der machtbewusste 
Jarosław Gowin und ein Teil der 18 Abge-
ordneten seiner moderaten Mitte-rechts-
Gruppierung Porozumienie widersetzten 
sich und pochten auf einen späteren Ter-
min – nun wohl Ende Juni oder Anfang 
Juli. Dann wird es keine reine Briefwahl, 
vor allem aber eine Rückkehr der staatli-
chen Wahlkommission geben. Ein vorläu-
figes Ende mit Schrecken? 

Was bedeutet das Ganze für die 38 Mil-
lionen Polinnen und Polen, die neben 

den Negativfolgen der Corona-Pandemie 
einem Verlust demokratischer Kultur aus-
gesetzt sind? Gowins „Nein“ führte dem 
ganzen Land vor Augen, dass Kaczyński 
weder weise noch allmächtig und schon 
gar kein Stratege ist. Auf sein Geheiß hin 
missachtet die PiS die Verfassung, entert 
Zug um Zug das Justizsystem und nötigt 
die Staatsmedien zu einer Propaganda, 
die an das Fernsehen Nordkoreas erin-
nert. Zugleich schüchtert die Polizei fried-
liche Demonstranten ein oder nimmt sie 
fest – vordergründig aus Gründen der 
Epidemie-Bekämpfung. Werden sich die 
Menschen das weiter gefallen lassen, 
wenn sie ein schwer misslungener Wahl-
versuch miterleben ließ, wie kopflos die 
PiS agieren kann?

Schärfen, lockern, schärfen
Ohnehin erhärtet sich gerade durch Um-
fragen der Eindruck, dass die Corona-Kri-
se ganz und gar nicht beherrscht wird. 
Maßnahmen werden verschärft oder ge-
lockert, je nachdem, wie es der Regierung 
und dem Präsidenten zuträglich scheint. 
In der Theorie gibt es einen Krisen-
Schutzschild, doch die Praxis bestätigt 
das nur bedingt. Abgesehen davon, dass 
Armut und Arbeitslosigkeit steigen.

Das absurd autoritäre Machtspiel um 
das Präsidentenvotum und die unver-
kennbare Niederlage Kaczyńskis könnten 
mittelfristig zum Zerfall der Koalition 
und zu vorgezogenen Parlamentswahlen 
führen. Ist es paradox oder logisch, dass 
eine dem Autoritären zugeneigte Exekuti-
ve in den Augen von immer mehr Polen 
an Autorität verliert, weil sie unfreiwillig 
zeigt, wie demokratieresistent sie sein 
kann? Der König ist, wenn schon nicht 
ganz nackt, so doch ein schlechter König 
und mit dem Virus der Machtgier infi-
ziert. Wenn die Gesundheit der Menschen 
wie die ökonomischen und sozialen Fol-
gen der Krise für Kaczyński und seine La-
kaien bestenfalls zweitrangig sind, muss 
man sich nicht wundern, dass auch PiS-
Anhänger die Verschiebung der Wahlen 
mehrheitlich begrüßen und parallel dazu 
die Zustimmung zu einem Präsidenten 
wie Andrzej Duda sinkt.

Polen am Scheideweg? Seit der PiS-Nie-
derlage ist zumindest das ungarische Sze-
nario etwas weniger wahrscheinlich. Das 
könnte Hoffnung stiften im Land der 
einstigen Solidarność.

Deutschlands  
Etat für 
Verteidigung 
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als bei anderen
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Virus der Machtgier
Polen Eine abstruse Wahl ist gerade noch verhindert
worden. Mittelfristig ist der Zerfall der Koalition denkbar

Sachen, die bumm machen, bereiten vielen ein großes Plaisir


